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SATZUNG          der RSG Saarburg ´79 e.V. mit Stand vom 19.11.2016 
 

§ 1 Name, Sitz und Zweck 
1. Der am  30. März 1979 in Saarburg gegründete Verein führt den Namen "Reitsportgemeinschaft Saarburg ´79 e.V.“  Er ist Mitglied des Sportbundes Rheinland 

im Landessportbund Rheinland-Pfalz, der Deutschen Reiterlichen Vereinigung e.V. (FN) und der zuständigen Fachverbände. Der Verein Reitsportgemeinschaft 
Saarburg ´79 e.V hat seinen Sitz in Saarburg. Er ist in das Vereinsregister beim Amtsgericht Wittlich eingetragen. 

2. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts "steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Der Verein 
ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Absichten. Der Zweck des Vereins ist die Förderung des Sportes und der sportlichen 
Jugendarbeit. 

3. Der Satzungszweck wird insbesondere durch das Anbieten sportlicher Übungen und die Förderung sportlicher Leistungen, sowie das Veranstalten von 
Wettkämpfen und durch die Teilnahme an Sportveranstaltungen verwirklicht. Er kann in Verfolgung dieser Aufgabe Pferdeleistungsprüfungen sowie 
Veranstaltungen gesellschaftlicher Art durchführen, die ihm zur Erreichung seiner Ziele empfehlenswert erscheinen. 

4. Insbesondere hat der Verein zum Ziel, die Freude und Liebe zum Pferd und dem Pferdesport zu wecken und zu fördern. Auch der Gemeinschaftsgeist und die 
kameradschaftliche Verbundenheit unter den Pferdefreunden soll gefestigt werden. 

5. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd 
sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

6. Bei Bedarf können Vereinsämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages oder gegen Zahlung 
einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a EStG ausgeübt werden. 

7. Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit trifft der Vorstand. Gleiches gilt für die Vertragsinhalte und die Vertragsbeendigungen. 
8. Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die ihnen durch die 

Tätigkeit für den Verein entstanden sind. Hierzu gehören insbesondere Fahrtkosten, Reisekosten, Porto, Telefon sowie Kopier- und Druckkosten. Die Mitglieder 
und Mitarbeiter des Vereins haben das Gebot der Sparsamkeit zu beachten. Der Vorstand kann durch Beschluss im Rahmen der steuerrechtlichen Möglichkeiten 
Aufwendungserstattungen festlegen. 

9. Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 3 Monaten nach seiner Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden nur 
gewährt, wenn die Aufwendungen mit prüffähigen Belegen und Aufstellungen nachgewiesen werden. 

 

§ 2 Erwerb der Mitgliedschaft 
1. Aktives Mitglied kann jede Person nach Vollendung des 18. Lebensjahres werden. Mitglied der Jugendgruppe kann jeder Jugendliche werden, der das 18. 

Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 
2. Wer die Mitgliedschaft erwerben will, hat an den Vorstand einen schriftlichen Aufnahmeantrag zu richten. Bei Minderjährigen ist die Zustimmung der 

gesetzlichen Vertreter erforderlich. Personen, die bereits einem Reit- und Fahrverein angehören, müssen eine Erklärung über die Stamm-Mitgliedschaft im 
Sinne der LPO hinzufügen. Änderungen in der Stamm-Mitgliedschaft sind dem Verein unverzüglich mitzuteilen. Der Vorstand entscheidet über die Aufnahme 
neuer Vereinsmitglieder. Bei Ablehnung kann die Entscheidung der Mitgliederversammlung gefordert werden. 

3. Personen, die den Verein uneigennützig bei der Erfüllung seiner satzungsgemäßen Aufgaben persönlich, finanziell oder materiell zu unterstützen bereit sind, 
können vom Vorstand als fördernde Mitglieder aufgenommen werden. 

4. Über die Verleihung der Ehrenmitgliedschaft in Anerkennung besonderer Verdienste um den Verein entscheidet die Mitgliederversammlung. Ehrenmitglieder 
haben alle Mitgliederrechte eines aktiven Mitglieds. 

 

§ 2a Verpflichtung gegenüber dem Pferd 
1. Die Mitglieder sind hinsichtlich der ihnen anvertrauten Pferde verpflichtet, stets die Grundsätze des Tierschutzes zu beachten, insbesondere  
1.1. die Pferde ihren Bedürfnissen entsprechend angemessen zu ernähren, zu pflegen und verhaltens- und tierschutzgerecht unterzubringen, 
1.2. den Pferden ausreichend Bewegung zu ermöglichen, 
1.3. die Grundsätze verhaltens- und tierschutzgerechter Pferdeausbildung zu wahren, d.h. ein Pferd nicht „unreiterlich“ zu behandeln, z.B. zu quälen, zu 

misshandeln oder unzulänglich zu transportieren. 
2. Auf Turnieren unterwerfen sich die Mitglieder der Leistungs-Prüfungs-Ordnung (LPO) der Deutschen Reiterlichen Vereinigung (FN) einschließlich ihrer 

Rechtsordnung. Verstöße gegen die dort aufgeführten Verhaltensregeln (§ 920 LPO)können gem. § 921 LPO mit Verwarnung, Geldbußen und/oder 
Sperren geahndet werden. Außerdem können dem Mitglied die Kosten des Verfahrens auferlegt und die Entscheidung veröffentlicht werden. 

3. Verstöße gegen das Wohl des Pferdes können durch LPO-Ordnungs-Maßnahmen auch geahndet werden, wenn sie sich außerhalb des Turnierbetriebes 
ereignen. 

 

§ 3 Beendigung der Mitgliedschaft 
1. Die Mitgliedschaft erlischt durch Austritt, Tod, Ausschluss oder durch Auflösung des Vereins. Die Austrittserklärung ist schriftlich in Textform an den Vorstand zu 

richten. Der Austritt ist nur zum Schluss eines Kalenderjahres unter Einhaltung einer Frist von 6 Wochen zulässig.  
 

§ 4 Geschäftsjahr und Beiträge 
1. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  
2. Der Mitgliedsbeitrag sowie Sonderbeiträge, Aufnahmegebühren und Umlagen werden von der Mitgliederversammlung festgelegt. Der Vorstand kann in 

begründeten Fällen Beiträge, Aufnahmegebühren und Umlagen ganz oder teilweise erlassen oder stunden. 
3. Ehrenmitglieder können von der Pflicht zur Zahlung von Beiträgen und Umlagen befreit werden. 
4. Mitgliedsbeiträge, Gebühren und Umlagen werden ganzjährig im Voraus im SEPA-Basis-Lastschriftverfahren eingezogen. Das Mitglied hat sich hierzu bei Eintritt 

in den Verein zu verpflichten, ein SEPA-Lastschriftmandat zu erteilen sowie für eine ausreichende Deckung des bezogenen Kontos zu sorgen. Der  
Mitgliedsbeitrag wird unter Angabe unserer Gläubiger-ID: RSG Saarburg und der Mandatsreferenz (FN-Vereinskennziffer: 5423521) jährlich eingezogen.  

 

§ 5 Straf- und Ordnungsmaßnahmen 
1. Ein Mitglied kann, nachdem ihm Gelegenheit zur Äußerung gegeben worden ist, aus wichtigem Grund vom Vorstand aus dem Verein ausgeschlossen werden, 

insbesondere wegen vereinsschädigenden Verhaltens, grober oder wiederholter Verstöße gegen die Satzung, Nichtzahlung von Beiträgen trotz zweimaliger 
Mahnung. 

2. Wenn ein Mitglied schuldhaft gegen die Satzung oder Anordnungen der Vereinsorgane verstößt, können nach vorheriger Anhörung vom Vorstand folgende 
Maßnahmen verhängt werden: Verweis, zeitlich begrenztes Verbot der Teilnahme am Sportbetrieb und an den Veranstaltungen des Vereins. 

3. Die Straf- und Ordnungsmaßnahmen sind schriftlich zu begründen und mit der Angabe des Rechtsmittels zu versehen. 
 

§ 6 Rechtsmittel 
1. Gegen die Ablehnung der Aufnahme (§ 2) und gegen alle Straf- und Ordnungsmaßnahmen (§ 5) ist Einspruch zulässig. Dieser ist innerhalb von einem Monat nach 

Zugang der Entscheidung beim Vorsitzenden des Vereins oder seinem Stellvertreter einzulegen. Über den Einspruch entscheidet die Mitgliederversammlung. Bis 
zur endgültigen Entscheidung der Mitgliederversammlung ruhen die Mitgliedschaftsrechte und -pflichten des betroffenen Mitglieds, soweit sie von der 
Entscheidung des Vorstands berührt sind. 

 

§ 7 Vereinsorgane 
1. Organe des Vereins sind: 

1. die Mitgliederversammlung 
2. der Vorstand 
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§ 8 Mitgliederversammlung 
1. Oberstes Organ des Vereins ist die Mitgliederversammlung. 
2. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet innerhalb eines Kalenderjahres statt. Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt unter Mitteilung der 

Tagesordnung durch den Vorstand mit Schreiben an alle Mitglieder. 
3. Zwischen dem Tag der Einladung unter Angabe der Tagesordnungspunkte und dem Termin der Versammlung muss eine Frist von mindestens drei Wochen liegen. 
4. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist innerhalb einer Frist von zwei Wochen mit entsprechender Tagesordnung einzuberufen, wenn es der 

Vorstand beschließt oder ein Viertel der Mitglieder schriftlich beim Vorsitzenden des Vereins oder seinem Vertreter beantragt.  
5. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Stimmberechtigt sind alle Mitglieder ab dem 18. 

vollendeten Lebensjahr. Wählbar zum Vorstandsmitglied sind Mitglieder ab dem 18. vollendeten Lebensjahr. 
6. Die Entscheidungen der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen. Bei Stimmengleichheit gilt ein 

Antrag als abgelehnt. Satzungsänderungen können nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen der Mitglieder beschlossen 
werden. Stimmenthaltungen bleiben für die Entscheidung unberücksichtigt. 

7. Über Anträge, die nicht in der Tagesordnung verzeichnet sind, kann in der Mitgliederversammlung nur abgestimmt werden, wenn diese Anträge mindestens eine 
Woche vor der Versammlung schriftlich beim Vorstand des Vereins eingegangen sind. Dringlichkeitsanträge dürfen nur behandelt werden, wenn die anwesenden 
Mitglieder mit einer zwei Drittel Mehrheit beschließen, dass sie als Tagesordnungspunkte aufgenommen werden. Ein Dringlichkeitsantrag auf Satzungsänderung 
ist unzulässig. 

 

§ 9 Vorstand 
1. Der geschäftsführende Vorstand besteht aus: 

1. dem 1. Vorsitzenden 
2. dem 2. Vorsitzenden 
3. dem Schatzmeister (Kassierer) 
4. dem Schriftführer 
5. dem Sportwart 

2. Der erweiterte Vorstand besteht aus:  
1. Jugendwart  
2. Pressewart  
3. Gebäude und Platzwart  
4. Event- und Freizeitwart 

3. Der Vorstand kann beratende Mitglieder ohne Stimmrecht für besondere Aufgaben ernennen. 
4. Der Vorstand wird durch die Mitgliederversammlung auf zwei Jahre gewählt. Die Amtsdauer des Vorstands kann auch kürzer oder länger bemessen sein. Seine 

Mitglieder bleiben bis zur Wahl eines Nachfolgers im Amt.  
5. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes während seiner Amtszeit aus, ist von der nächsten Mitgliederversammlung eine Ergänzungswahl durchzuführen; scheiden 

der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende während ihrer Amtszeit aus, ist innerhalb von zwei Monaten die Mitgliederversammlung einzuberufen, die 
die Ergänzungswahl durchführt. 

6. Der Vorsitzende beruft und leitet die Sitzungen des Vorstands. Er ist verpflichtet, den Vorstand einzuberufen, wenn es das Vereinsinteresse erfordert oder aber 
wenn dies von der einfachen Mehrheit der Vorstandsmitglieder verlangt wird.  

7. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. Bei Beschlussfassung entscheidet die einfache Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

8. Der geschäftsführende Vorstand führt die Geschäfte des Vereins und legt die allgemeinen Richtlinien für die Leitung und Arbeit des Vereins fest. Er vertritt den 
Verein gerichtlich und außergerichtlich und ist damit gesetzlicher Vertreter nach § 26 BGB. Jeweils 2 Mitglieder des geschäftsführenden Vorstandes sind 
gemeinsam zeichnungs- und vertretungsberechtigt.  

9. Der Vorstand ist berechtigt, über alle in den Satzungen nicht geregelten Fragen durch Ausführungs- und Ergänzungsbestimmungen, Weisungen oder 
Einzelanordnungen zu entscheiden.  

10. Alle Beschlüsse des Vorstandes sind für die Mitglieder und später gewählten neuen Vorstände bindend. Sie können nur durch eine Mitgliederversammlung 
aufgehoben werden. 

 

§ 10 Gesetzliche Vertretung 
1. Der geschäftsführende Vorstand führt die Geschäfte des Vereins und legt die allgemeinen Richtlinien für die Leitung und Arbeit des Vereins fest. Er vertritt den 

Verein gerichtlich und außergerichtlich und ist damit gesetzlicher Vertreter nach § 26 BGB. Jeweils 2 Mitglieder des geschäftsführenden Vorstandes sind 
gemeinsam zeichnungs- und vertretungsberechtigt. 

 

§ 11 Protokollierung der Beschlüsse 
1. Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung und des Vorstands sind zu protokollieren. Das Protokoll ist vom Versammlungsleiter und vom Protokollführer zu 

unterzeichnen. 
 

§ 12 Kassenprüfung 
1. Die Mitgliederversammlung wählt für die Dauer von zwei Jahren zwei Kassenprüfer, die nicht dem Vorstand angehören dürfen und bis zur Neuwahl im Amt 

bleiben. Wiederwahl ist generell zulässig. 
2. Die Kassenprüfer prüfen die Rechnungs- und Kassenführung des Vereins mindestens einmal vor jeder ordentlichen Mitgliederversammlung und erstatten in dieser 

ihren Kassenprüfungsbericht. Über ihre Entlastung entscheidet die Mitgliederversammlung. 
3. Der Auftrag der Kassenprüfer erstreckt sich neben der Prüfung der reinen Kassenführung auch darauf, ob die Mittel wirtschaftlich verwendet worden sind, ob die 

Ausgaben sachlich richtig sind und ob sie mit dem Haushaltsplan übereinstimmen. 
4. Die Kassenprüfer sind zu Kassenprüfungen nach vorheriger Anmeldung jederzeit berechtigt. 
 

§ 13 Auflösung des Vereins 
1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen Mitgliederversammlung beschlossen werden. 
2. Die Einberufung einer solchen Versammlung darf nur erfolgen, wenn es der Vorstand mit einer Mehrheit von drei Vierteln aller seiner Mitglieder beschlossen hat, 

oder von einem Drittel der Mitglieder des Vereins schriftlich gefordert wurde.  
3. Die Versammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Die Auflösung kann nur mit einer Mehrheit von 

drei Vierteln der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder beschlossen werden. 
4. Sollte bei der ersten Versammlung weniger als die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend sein, ist eine zweite Versammlung einzuberufen, die dann 

mit einer Mehrheit von drei Vierteln der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig ist. 
5. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen steuerbegünstigten Zwecks fällt sein Vermögen an einen Fachverband mit der Zweckbestimmung, 

dass dieses Vermögen unmittelbar und ausschließlich zur Förderung des Sports verwendet werden darf. 
 

§ 14 Inkrafttreten  
1. Diese Satzung trat mit der Verabschiedung durch die Gründungsversammlung in Kraft und wurde geändert durch den Beschluss der außerordentlichen 

Mitgliederversammlung vom 09.10.2009, zuletzt durch den Beschluss der Mitgliederversammlung vom 19.11.2016. 
 

§15 Gerichtsstand  
1. Der Gerichtsstand ist Saarburg. 


